
In der Senatssitzung am 25. März 2025 beschlossene Antwort 
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Krankenhausreform: Wie will Bremen den Eigenanteil der Transformations-
fonds-Förderung sicherstellen?  
 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie plant der Senat im Zuge der Krankenhausreform die Voraussetzung für die In-
anspruchnahme der Transformationsfonds-Förderung zu erfüllen und in welcher 
Höhe sind künftig Haushaltsmittel zur Erbringung des Eigenanteils vorgesehen? 
 
2. Welche Kriterien werden bei zu fördernden Vorhaben angelegt und gibt es bereits 
konkrete Projekte oder Krankenhäuser, die für eine Förderung vorgesehen sind? 
 
3. Inwiefern ist eine finanzielle Beteiligung der Krankenhausträger vorgesehen und 
wie wird sichergestellt, dass die Inanspruchnahme der Transformationsfonds-Förde-
rung nicht zu neuen finanziellen Belastungen für die Bremer Krankenhäuser führt? 
 
 
Zu Frage 1: 
Derzeit finden Gespräche zur Haushaltsaufstellung 2026/27 statt. Die Mittelbedarfe 
im Kontext der Kofinanzierung des Transformationsfonds werden aktuell im Zug der 
Haushaltsberatungen 2026/2027 geprüft. 
 
Zu Frage 2: 
Die Kriterien zur Förderung ergeben sich aus der noch zu erlassenden Krankenhaus-
transformationsfonds-Verordnung durch den Bund. Ein Entwurf einer solchen Verord-
nung wurde vom Bundesgesundheitsministerium erstellt. Der Verordnungsentwurf 
bedarf jedoch der Zustimmung des Bundesrates. Die entsprechende Bundesratssit-
zung hat am 21. März 2025 stattgefunden. Erst, wenn diese Verordnung verkündet 
wurde, stehen die Förderkriterien fest. Diesen folgend wird die Senatorin für Gesund-
heit, Frauen und Verbraucherschutz im nächsten Schritt ein Verfahren auf der Lan-
desebene ausgestalten. 
 
Zu Frage 3: 
Die Frage der finanziellen Beteiligung der Krankenhausträger an der Ko-Finanzie-
rung des Transformationsfonds ist noch nicht abschließend geklärt. Vor dem Hinter-
grund der schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für alle Krankenhäuser 
erscheint eine Eigenbeteiligung der Krankenhausträger aus Sicht der Senatorin für 
Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz kaum möglich. 


